
	
	
	
	
	

	

Einladung	zur	2.	Sitzung	des	61.	Studierendenparlaments	
	
Liebes	Mitglied	des	Studierendenparlaments,	
	
hiermit	lade	ich	Dich	zur	2.	Sitzung	des	61.	Studierendenparlaments	
ein.	Sie	findet	als	ordentliche	Sitzung	am	16.07.18	um	18:00	Uhr	c.t.	
im	S8	(Schlossplatz	2,	48149	Münster)	statt.	
	
Folgende	Tagesordnung	schlage	ich	vor:	
	
	

1. Feststellung	der	Beschlussfähigkeit	
2. Annahme	von	Dringlichkeitsanträgen	
3. Feststellung	der	Tagesordnung	
4. Berichte	aus	den	Ausschüssen	und	Kommissionen	
5. Berichte	aus	dem	AStA	
6. weitere	Berichte	
7. Besprechung	von	Protokollen	
8. Umbesetzung	von	Ausschüssen	und	Kommissionen	
9. Aufnahme	von	HSG	in	die	Hochschulgruppenliste	

a. Junges	Forum	Verfassungsrecht	
b. AK	Kritische	Theorie	
c. Afrikanisch-Karibischer	Kulturverein	Studierender	

Münster	
d. Polyglott	Verband	der	Studierenden		der	Universität	

Münster	
10. Antrag	zur	Einsetzung	einer	Reformkommission	
11. Antrag	RadioQ	im	Studierendenwerk	
12. Antrag	Digitalreferat	im	neuen	AStA	
13. Antrag	zur	Änderung	der	Geschäftsordnung	
14. Anträge	aus	dem	Vergabeausschuss	
15. Anträge	aus	dem	Haushaltsausschuss	

	
Mit	freundlichen	Grüßen,	
	
Till	Zeyn	
	
Präsident	des	61.	Studierendenparlaments	

Präsidium	des	Studierendenparlaments	
	
Till	Zeyn	 		 (Präsident)	
Marie	Hullmann		 (Stv.	Präsidentin)	
Niklas	Ausborn	 (Stv.	Präsident)	
	
Postanschrift:	
c/o	AStA	Uni	Münster	
Schlossplatz	1	
48149	Münster	
	
Montag,	9.	Juli	2018	
	
Tel:	0251	/	8322280	(AStA)	
Fax:	0251	/	519289	(AStA)	
m:	stupa@uni-muenster.de	
w:	www.stupa.ms	



































































































Antragssteller: Lars Nowak 

Datum: 05.07.2018 

 

Antrag zur Einsetzung einer Reformkommission 

 

Antragstext:  

„Das Studierendenparlament setzt nach § 16, 4 der Satzung der Studierendenschaft eine 

Reformkommission ein. Sie soll sich insbesondere mit der Überarbeitung der Urabstimmungsordnung, 

der Wahlordnung und der Satzung der Studierendenschaft befassen.“ 

 

Begründung:  

Die Urabstimmungsordnung, Wahlordnung und Satzung der Studierendenschaft sind 

überarbeitungsbedürftig bis dringend überarbeitungsbedürftig. Für die Vorbereitung notwendiger 

Änderungen sollte das Studierendenparlament eine Kommission gründen. Gerade die 

Urabstimmungsordnung ist seit langer Zeit nicht mehr aktualisiert und angepasst worden und 

beinhaltet deshalb teils zur vergleichsweise neuen Satzung konträre Inhalte. Beispiel: Die Satzung 

fordert 20% Zustimmung, die Urabstimmungsordnung 30% Zustimmung für eine erfolgreiche 

Abstimmung. Eine weitere Begründung erfolgt bei Bedarf mündlich. 



 
Münster, 07.07.2018 

Radio Q in den Räumen des Studi-Werks 

 

Liebes StuPa, 

unser Campusradio Radio Q ist eher einer kleineren Gruppe innerhalb der Studentenschaft 
bekannt. Somit wissen viele Studenten nichts von Radio Q. Wir als RCDS glauben, dass durch 
eine größere Reichweite auch die Unabhängigkeit des Campusradios von studentischen 
Geldern größer werden könnte. Daher sollte der AStA Möglichkeiten suchen, Radio Q im 
studentischen Alltag zu etablieren. An dieser Stelle kommen die Studierendenwerke ins 
Spiel. In Cafés oder bspw. in den Toilettenräumen der Mensa am Aasee wird Radio gespielt, 
aber stets einer der öffentlich-rechtlichen Sender. Hier könnte anstatt der „großen“ Sender 
Radio Q gespielt werden. Dies würde nicht nur Radio Q durch eine deutlich höhere 
Reichweite und eine stärkere Etablierung innerhalb der Studentenschaft zu Gute kommen, 
sondern vor allem auch den Studis, welche uniinterne Themen stärker mitbekämen. 
Letztendlich wäre das auch für das allgemeine Interesse an der Hochschulpolitik nur 
förderlich. 

 

Das StuPa möge daher Folgendes beschließen: „Der AStA der Universität Münster wird 

aufgefordert, zusammen mit dem Studierendenwerk Münster zu evaluieren, ob in Cafés oder 

anderen Räumen des Studierendenwerks vermehrt der Sender Radio Q gespielt werden 

könnte.“ 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Johannes van Wieren 

 



Antrag auf Einrichtung eines Digitalreferats

Das 61. Studierendenparlament möge beschließen:

Das StuPa fordert die koalierenden Listen des neuen AStA auf,

ein  Digitalreferat  zu  gründen.  Der  neue  AStA-Vorsitz  ist

aufgerufen, bei der Einsetzung von Referent*innen auch das neue Digitalreferat entsprechend zu

berücksichtigen. Die Gründung des Referats soll für die Studierendenschaft nicht mit einer höheren

finanziellen Belastung einhergehen.

Begründung:

Liebe Parlamentarierinnen und Parlamentarier,

Unabhängig von der  genauen Zusammensetzung des neuen AStA können schon jetzt  im StuPa

Weichen gestellt werden. Im Wahlprogramm (LHG, Juso-HSG) und -kampf (RCDS) einiger Listen

wurde  explizit  die  Gründung  eines  Digitalreferats  gefordert  oder  zumindest  Sympathie  dafür

geäußert. Wir sehen daher keinen Grund, Zeit zu verlieren. Der Fokus, der im Vorfeld der Bildung

des  61.  StuPa  (zurecht)  auf  Digitalisierung  gelegt  wurde,  kann  sich  jetzt  in  einem der  ersten

Beschlüsse  wiederfinden.  Ein  Digitalreferat  erlaubt  die  Bündelung  von  Kompetenzen  zur

Umsetzung  vieler  Forderungen  der  einzelnen  Listen  und  darüber  hinaus  die  Unterstützung  der

anderen Referate bei der Digitalisierung ihrer Angebote und Arbeit.

Mit lieben Grüßen

Paavo Czwikla, Pierre Wüllner und Kilian Kempe für die LHG Münster



 Änderungsantrag zum Antrag der LHG auf.  

 Einrichtung eines Digitalreferates. 

 

 

Liebe Parlamentarier*innen,  

 

Der Antrag der LHG sollte auf folgende Weise angepasst werden: 

• Ersetze im gesamten Antrag „Digitalreferat“ durch „Antifa-Referat“ 

• Ersetze „fordert … auf“ durch „empfiehlt“ 

• Streiche: „Die Gründung des Referats soll für die Studierendenschaft nicht 

mit einer höheren finanziellen Belastung einhergehen.“ Setze dafür: „Bei 

Gründung des neuen Referates muss dieses im Haushaltsplan 

entsprechend berücksichtigt werden.“ 

 

 

 

 Begründung:.  

Wir leben in einer Zeit des allgemeinen gesellschaftlichen Rechtsruckes.  

12 Entführungen, 174 bewaffnete Überfälle, 123 Sprengstoffanschläge, 2173 

Brandanschläge, 229 Morde – das ist das Ausmaß rechter Gewalt in Deutschland 

seit 1971. Doch der Staat geht kaum gegen rechte Gewalt vor. Für einen 

Flaschenwurf bei G20 gibt es eine längere Haftstrafe als für die Mittäterschaft bei 

der Nazi-Terrororganisation NSU. Und während die G20-Geschädigten 40 

Millionen Euro Entschädigung erhalten, bekommen die Hinterbliebenen der 

NSU-Opfer gerade einmal 900.000 Euro. Ein Menschenleben ist so oder so mit 

Geld nicht aufzuwiegen – doch das Missverhältnis der Entschädigungen zeigt 



deutlich, dass die Opfer rassistischer Gewalt von der deutschen Gesellschaft 

weniger Mitgefühl zu erwarten haben als diejenigen Menschen, deren Autos 

zerstört werden. 

Nach jedem Brandanschlag auf eine Geflüchtetenunterkunft tönt es aus allen 

Richtungen, nun müssten aber endlich die „Sorgen“ der Rechten ernst 

genommen werden. Sie werden ernst genommen; so ernst, dass Deutschland 

Internierungslager errichten wird, in denen Geflüchtete eingesperrt und isoliert 

werden, und in denen ihnen wesentliche Rechte verwehrt bleiben. Zwei Drittel 

der deutschen Bevölkerung befürworten diese menschenverachtende 

Maßnahme. Der deutsche Innen- und Heimatminister Horst Seehofer freut sich 

über die Abschiebung von 69 Personen an seinem 69. Geburtstag – einen Tag 

später nahm sich einer dieser 69 Menschen aus Verzweiflung über seine 

hoffnungslose Lage das Leben. Derweil wird Frontex ausgebaut, damit nur ja so 

viele Flüchtende wie möglich im Mittelmeer ertrinken – über 1.400 waren es 

alleine in der ersten Jahreshälfte 2018. Den Menschen, die alles riskieren, um die 

Flüchtenden vor dem Ertrinken zu retten, wird in Europa der Prozess gemacht, 

anstatt sie als die Held*innen zu feiern, die sie sind.  

Um die Gegner*innen rechter Politik leichter bekämpfen zu können, werden 

bundesweit neue Polizeigesetze erlassen, die es etwa der Polizei ermöglichen, 

alleine aufgrund eines vagen Verdachtes unschuldige Menschen unbegrenzt lang 

einzusperren oder ihre Telekommunikation zu überwachen. Die 

Kennzeichnungspflicht von Polizist*innen, so sie überhaupt eingeführt oder nicht 

schon wieder abgeschafft wurde, soll beseitigt werden. Dabei ist es für Opfer von 

Polizeigewalt schon jetzt so gut wie unmöglich, ein Gerichtsverfahren gegen ihre 

Peiniger*innen zu gewinnen. Im Gegenteil, wer eine*n Polizeibeamt*in anzeigt, 

muss fürchten, aufgrund der sofort erfolgenden Gegenanzeige selbst verurteilt 

zu werden. Man bedenke nur den Fall von Herrn Yitzhak Melamed, einem 

jüdischen Professor aus den USA, der jüngst in Bonn antisemitisch beleidigt und 



angegriffen wurde. Anstatt den Angreifer festzunehmen, warf die herbeigerufene 

Polizei Herrn Melamed zu Boden und schlug ihm das Gesicht blutig – nur um ihm 

anschließend zu drohen, er solle sich bloß nicht mit der deutschen Polizei 

anlegen, und die Lüge zu verbreiten, er habe die Polizisten angegriffen. Das neue 

Polizeigesetz ist ein Zeichen für den Autoritarismus der deutschen Politik und die 

zunehmende Faschisierung der Gesellschaft. 

Über die rechte Diskursverschiebung und den gesellschaftlichen Rechtsruck 

muss die Studierendenschaft aufgeklärt und dagegen mobilisiert werden. Rechte 

Umtriebe an der WWU – etwa die Tätigkeiten der Burschenschaften und 

studentischen Verbindungen – müssen vom StuPa klar verurteilt und bekämpft 

werden. Die Aufforderung an das Rektorat, die völkische Burschenschaft 

Franconia aus der Matrikel zu streichen, ist ein erster Erfolg im Kampf gegen 

Rechts, wird aber wirkungslos bleiben, falls nicht weitere Maßnahmen erfolgen. 

Anstatt daher den AStA mit sinnlosen Referaten aufzupumpen, nur um den 

eigenen Wahlkampfphrasen gerecht zu werden, sollte lieber ein Antifa-Referat 

gegründet werden – dieses wird nämlich tatsächlich benötigt. 

 

Mit antifaschistischen Grüßen 

Jonas Landwehr 

 



 

 

Münster, 04.07.2018 

Antrag auf Änderung der GO 

 

Liebes Parlament, 

in der heutigen Zeit sieht sich die Demokratie weltweit Herausforderungen durch Extremismus von 
links und rechts ausgesetzt. Das Studierendenparlament ist ein Ort der gelebten Demokratie. Gerade 
als ein solcher ist es notwendig, ein Zeichen zu setzen, sich klar und deutlich von politischen Extrema, 
rechts wie links, zu distanzieren und unabdingbare Regeln für einen geordneten demokratischen 
Prozess aufzustellen. Für Symbolik extremistischen Bezugs aller Art soll kein Platz in unserer 
Studierendenschaft sein. Wir fordern daher orientierend am Beispiel der Hausordnungen des 
Landtags NRW und des Deutschen Bundestags: 

Das Studierendenparlament möge folgende Änderungen beschließen:  

Die GO wird um den § 1 (5) ergänzt: „Die Mitglieder*innen des Studierendenparlaments haben sich 
ihrer Rolle als Vertreter*innen der Studierendenschaft bewusst und angemessen zu verhalten. 
Insbesondere sind das Tragen und Mitführen politischer Symbole, Kennzeichen oder Kleidungsstücke 
verboten, wenn ein Bezug zu extremistischen, verfassungsfeindlichen oder strafrechtlich 
sanktionierten Auffassungen, Gesinnungen oder Handlungen deutlich wird. Dazu zählen insbesondere 
der Umgang mit Gewalt (Verherrlichung, Aufruf), die Verunglimpfung staatlicher Behörden oder von 
Personen, die im staatlichen Auftrag tätig sind, die Verunglimpfung von Minderheiten und die 
Förderung von Intoleranz sowie einseitige Instrumentalisierungen historischer Ereignisse. Verstöße 
können durch das Präsidium mit Ausschluss aus der Sitzung sanktioniert werden.“ 

Die GO wird um den § 12 (3) ergänzt: „Die Öffentlichkeit hat sich angemessen zu verhalten und Ruhe 
und Ordnung zu wahren. Insbesondere sind das Tragen und Mitführen politischer Symbole, 
Kennzeichen oder Kleidungsstücke untersagt, wenn ein Bezug zu extremistischen, 
verfassungsfeindlichen oder strafrechtlich sanktionierten Auffassungen, Gesinnungen oder 
Handlungen deutlich wird (die Ausführungen des § 1 (5) S. 3 gelten entsprechend), und Handlungen 
aller Art zu unterlassen, die geeignet sind, die Tätigkeiten des Studierendenparlaments zu stören. 
Verstöße können durch das Präsidium mit Ausschluss aus der Sitzung sanktioniert werden.“ 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Dejan Spasojević 



Erster Änderungantrag zum GO-Änderungantrag des RDCS 

 

Sehr geehrtes Parlament, folgendes würde ich gerne am Antrag des RDCS ändern: 

 

-Streiche Alles 

-Setze (an §1 (5)):“Die Listen des StuPas verpflichten sich selbst, die Interessen der 
Studierenden zu vertreten. Dies bezieht sich eindeutig nicht auf das die Kleidung und 
äußerliche Erscheinungsform der StuPa- Mitglieder, es sei denn, es geht um die Einführung 
von transparenten Regenponchos als Uniform dieses hohen Hauses. Dies ist ausdrücklich 
erlaubt.“ 

 

Mit listigen Grüßen 

 

Uli Rittmann 



Änderungsantrag zum GO-Änderungsantrag des RDCS 

 

Wertes Parlament, 

 

dieser Änderungsantrag steht inhaltlich in keinem Verhältnis zu meinem anderen 

Änderungsvorschlag und stellt eine Ergänzung zum Antrag des RDCS dar. 

Setze also Paragraph 1, Absatz 6 zusätzlich: „Das Präsidium hat vor den Sitzungen 

Einlasskontrollen durchzuführen, um entsprechende Kleidungssymbole, mitgetragene 

Symbole und oben Erwähntes zu konfiszieren. Durch den entsprechenden Mehraufwand 

steigt die Aufwandsentschädigung für das Präsidium inflationsangeglichen um 50 Prozent. 

Alternativ kann die Arbeit auch an einen Sicherheitsdienst outgesourced werden. 

 

Mit listigen Grüßen 

Ulrich Rittmann 
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